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Interkommunale Zusammenarbeit; Erhebung der Fehlbelegungsabgabe in der
offentlichen Wohnraumfoérderung

Beratungsfolge Behandlung
Gemeindevorstand nicht o6ffentlich
Bau-, Umwelt- und Sozialausschuss offentlich
Gemeindevertretung oOffentlich

Beschlussvorschlag:

Der Gemeindevertretung wird empfohlen, wie folgt zu beschlieen:

1. Die Gemeinde Niedernhausen und die Stadte Bad Schwalbach, Idstein und Taunusstein
richten zum nachstmdglichen Termin, spatestens zum 01. August 2016, eine
Interkommunale Zusammenarbeit zur Erhebung einer Fehlbelegungsabgabe ein. Die Stadt
Taunusstein  wird die Aufgabendurchfihrung entsprechend den Regelungen des
Fehlbelegungsabgabe-Gesetzes (FBAG) Ubernehmen.

2. Dem Abschluss einer o6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung mit der Stadt Taunusstein wird
zugestimmt.

3. Die Gemeinde Niedernhausen zahlt fir die Leistungen der Stadt Taunusstein im Jahr
2016 Euro 2.512,40 und ab dem Jahr 2017 Euro 2.212,00.

Reimann
Blrgermeister

Finanzielle Auswirkung:

Teilhaushalt: 6 — 2180 — 52200100
Sachkonto / I-Nr.: 7172000
Auftrags-Nr.:
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Sachverhalt:

Das Land Hessen hat mit dem Gesetz Uber die Erhebung der Fehlbelegungsabgabe in der
offentlichen Wohnraumférderung (Fehlbelegungsabgabe-Gesetz — FBAG vom 30. November
2015) die Kommunen erneut verpflichtet, eine Ausgleichszahlung zum Abbau von
Fehlsubventionierung zu erheben.

Die Berechtigung zum Bezug einer Sozialmietwohnung wird lediglich bei Beginn des
Mietverhaltnisses geprift. Steigt das Einkommen der Mieter im Laufe der Jahre und
Uberschreitet die malRgebliche Einkommensgrenze, besteht keine Voraussetzung mehr zur
Bewohnung der bezuschussten Wohnung. Mit der Einflhrung der Fehlbelegungsabgabe soll
dieser Missstand ausgeglichen werden. Die Betroffenen zahlen entsprechend ihrer
Leistungsfahigkeit einen Ausgleich an die Gemeinde fir den nicht mehr gerechtfertigten
Mietvorteil.

Die Fehlbelegungsabgabe ist in Hessen flachendeckend einzufiihren. Fur die Erhebung sind
die Kommunen zustandig.

Da die Erhebung der Fehlbelegungsabgabe einen erheblichen Verwaltungsaufwand mit sich
bringt, sind Interkommunale Zusammenarbeiten zu prifen.

Die Gemeinde Niedernhausen hatte zuletzt im Jahr 2008 Euro 7.822,00 Einnahmen aus der
Fehlbelegungsabgabe, wobei diese zu 90 % an das Land Hessen abgeflhrt werden musste,
lediglich ein Anteil von 10 % (Euro 782,20) verblieb als Einnahme.

In den Folgejahren wurde aufgrund der fehlenden Rechtsgrundlage keine Abgabe erhoben.

Derzeit existieren ca. 40 Sozialwohnungen in der Gemeinde, die alle von der Kommunalen
Wohnungsbaugesellschaft Bad Schwalbach (KWB) verwaltet werden und bei der Errichtung
eine entsprechende offentliche Forderung erhalten haben. Einige wenige 6ffentlich
geférderte Wohnungen, die sich in Privateigentum befinden, missen ebenso berucksichtigt
werden, hierzu fehlt aber derzeit eine genaue Anzahl, diese muss noch festgestellt werden.

Fur die v. g. Wohnungen ist die Fehlbelegung zu prifen und per Bescheid festzusetzen.

Die Landesregierung hat die Moglichkeit durch Rechtsverordnung Gemeinden zu
bestimmen, in denen die Fehlbelegungsabgabe nicht erhoben werden muss. Dies ist jedoch
nur in begrindeten Ausnahmefallen mdglich. Insbesondere ist dies der Fall, wenn der
Verwaltungsaufwand die Einnahmen aus der Fehlbelegung Ubersteigt.

Mit der Stadt Taunusstein wurde Kontakt aufgenommen um zu ermitteln, ob durch eine
grolkere Verwaltungseinheit Synergieeffekte erzielt werden koénnen. Diese Prifung ist
abgeschlossen. Da der Verwaltungsaufwand fur die Gemeinde Niedernhausen trotz der
relativ geringen Anzahl der Sozialwohnungen relativ hoch ware (Bescheiderstellung,
Bearbeitung von mdglichen Widerspruchsverfahren etc.), ist eine Interkommunale
Zusammenarbeit letztendlich sinnvoll und mit niedrigen Kosten verbunden.

Die Stadt Taunusstein bietet den beteiligten Kommunen (Idstein, Bad Schwalbach und
Niedernhausen) an, die Aufgaben mit insgesamt einer Teilzeitkraft (50%), EG 6 TV4D,
durchzufihren.

Die Arbeitsplatzkosten pro Jahr inklusive Sachkosten und Softwarepflege betragen Euro
37.380,00. Die einmaligen Anschaffungskosten im Jahr 2016 in Héhe von Euro 14.414,00 flr
Bestandserhebung, Softwarekosten und Schulungen werden auf die Beteiligten verteilt.

Die Stadt Taunusstein erhalt fur die Durchfihrung der Arbeiten entsprechend § 10 FBAG 20
% der eingenommenen Fehlbelegungsabgaben, mindestens jedoch die folgenden Betrage,
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die sich anteilig aus der Prognose der zu bearbeitenden Falle errechnen:

Jahr 2016

Niedernhausen Euro 2.512,40
Bad Schwalbach Euro 3.645,46
Idstein Euro 25.563,67
Jahr 2017

Niedernhausen Euro 2.212,00
Bad Schwalbach Euro 3.649,80
Idstein Euro 22.507,10

Die bei der Gemeinde Niedernhausen verbleibende Fehlbelegungsabgabe ist fir die
Foérderung von Sozialwohnungen einzusetzen. Sollte dies nicht der Fall sein, muss der
jeweilige jahrliche Betrag (unter Abzug der Verwaltungskostenpauschale) an das Land
Hessen abgeflihnrt werden. Das Land Hessen setzt diese Mittel zur Foérderung von
Sozialmietwohnungen nach dem Hessischen Wohnraumfordergesetz ein (§ 10 (5) FBAG.

Hurth
Fachdienstleiterin

Anlagen:
keine

GV/0067/2016-2021 Seite 3 von 3



	FLD_VONAME
	Zuständig
	Typ
	Ostatus
	Nummer
	Beratungsfolge
	OLE_LINK1
	OLE_LINK2
	OLE_LINK3
	OLE_LINK4
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt
	Anlage

